
Höllisch wachsam, müssen wir bleiben, um zu sehen, ob parteipolitische und 
Länderegoismen nicht doch dazu führen, dass Gorleben aus dem Dornröschen­
schlaf wiedererweckt wird. Was fehlt ist, dass sich die historische Wahrheit, dass 
Gorleben als Endlager nie geeignet war, wirklich durchsetzt. Der Widerstand darf 
nicht einschlafen, nur die Arbeitsfelder haben sich verschoben: Immer häufiger ist 
Expertise gefragt. Aber weIU1 die Zeichen wieder auf Sturm stehen, dann ist klar: 
Auf der Straße sieht man sich wieder. 

Rainer Butenschön Radikale rehabilitieren 

Niemand lacht, niemand scheint peinlich berührt zu sein, als die niedersächsische 
Schulbehörde den Studienrat Rolf Günther für 40 Jahre pflichtbewussten Dienst 
ehrt. Allein der Schulleiter findet ein paar ironisierende Worte, denn 16 seiner 40 
Dienstjahre war der Pädagoge gar nicht im Schuldienst tätig ~ er hatte Berufs­
verbot. Günther war eines der Opfer des sogenannten Radikalenerlasses vom 28. 
Januar 1972. Niedersachsen will die Betroffenen jetzt endlich rehabilitieren; eine 
bundesweit bislang beispiellose Initiative. 

»Der Staat hat die Meinungsfreiheit, die er doch eigentlich schützen sollte, ak­
tiv gebrochen und dabei das Leben vieler Menschen einfach mal so aus der Bahn 
geworfen«, begründete der SPD-Landtagsabgeordnete Bernd Lynack den Vorstoß 
von SPD und Grünen, dieses »unrühmliche Kapitel« endlich aufzuarbeiten. Mit 
diesem Ziel hat Niedersachsens Landesregierung jetzt gegen den Widerstand von 
CDU und FDP die Gewerkschafterin und frühere SPD-Landtagsabgeordnete Jutta 
Rübke aus Hildesheim als ehrenamtliche Regienmgsbeauftragte eingesetzt. Sie 
soll, so ihr Auftrag, die »Schicksale der von den niedersächsischen Berufsverbo­
ten betroffenen Personen« und die »Möglichkeiten ihrer politischen und gesell­
schaftlichen Rehabilitierung« klären. Am 31. Januar hat sie ihre Arbeit begoIU1en, 
drei Tage nach dem 45. Jahrestag des »Radikalenerlasses«. 

Mit dieser Verwaltungsanordnung aller Ministerpräsidenten hatte die Bonner 
Republik 1972 die Jagd auf vermeintliche »Verfassungsfeinde« im öffentlichen 
Dienst eröffnet. Eine gigantische GesiIU1lmgsschnüffelei begann: 3,5 Millionen 
Menschen wurden seitdem durch den Inlandsgeheimdienst »Vel-fassungsschutz« 
bespitzelt und überprüft. Es hat 11.000 Berufsverbotsverfahren gegeben, etwa 
1500 Menschen haben dadurch ihre materielle Existenz verloren. Etliche leben 
deshalb heute wie etwa der studierte Lehrer Hubert B. oder die promovierte 
Kunsthistorikerin Gabriele S. mit wenigen hundert Euro Rente in Altersarmut. 

Auch Studienrat Günther, der Anfang 1976 nach nur zwei Tagen aus dem 
Schuldienst entfernt worden war und dessen Ehe darüber in die Brüche ging, 
musste sich lange als LKW-Fahrer und mit Volkshochschulkursen durchschlagen. 
Selbst Unterricht an einer privaten Berufsschule wollte ihm der Staat verwehren. 
Typisch ist, dass ihm nie konkrete grundgesetzwidrige Taten vorgeworfen wur­
den. Um ihn zum Extremisten zu stempeln, reichten bis zu seinem erfolgreichen 
Wiedereinstellungsverfahren vor dem Oberverwaltungsgericht drei Vorgänge: Er 
hatte für den Marxistischen Shldentenbund zum Studentenparlament kandidiert, 
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die DKP-Hochschulgruppe hatte dem »Genossen RolfGünther« per Annonce zur 
Hochzeit gratulielt, und er hatte sich mit einem Aufmf fur »Freiheit im Beruf, 
Demokratie im Betrieb« engagiert. 

Formell richtete sich der Erlass gegen »Links- und Rechtsextremisten«. Ziel­
strebig getroffen wurden aber Mitglieder der DKP und anderer sozialistischer 
Organisationen, Antifaschisten, parteilose Linke, Gewerkschafter, Aktivisten der 
Friedensbewegung. Auch das SPD-Palteibuch bot keinen Schutz. Betroffen wa­
ren Lehrer, Hochschullehrer, Ärzte, Juristen, Ingenieure, Sozialarbeiter, Kranken~ 
pfleger, Briefträger, Lokomotivführer und sogar Köche und Lagerarbeiter. Wie 
viele engagierte junge Menschen sich aus Angst um ihre Zukunftschancen ein­
schüchtern ließen, lässt sich kaum beziffern. Mit Blick auf die vielen unbehellig­
ten Nazi-Verbrecher im westdeutschen Staatsdienst urteilte jetzt der SPD-Land­
tagsabgeordnete Michael Höntsch: »Die SS war kein Problem, der SDS schon.« 

Laut Bundesregierung hat es nie Berufsverbote gegeben. Auch das Bundesver­
fassungsgericht hatte nichts auszusetzen. Der Europäische Gerichtshof für Men­
schenrechte aber entschied im Verfahren der Beamtin Dorothea Vogt aus Jever, 
die wegen ihrer Kandidatur für die DKP bei allgemeinen Wahlen aus dem Dienst 
entfernt worden war, dass diese Maßregelung illegal war. 

»Systemkritische imd missliebige Organisationen und Personen wurden an den 
Rand der Legalität gedrängt, die Ausübung von Grundrechten wie der Meinungs-, 
Organisations- und Versammlungsfreiheit wurde behindelt, bedroht und bestraft«, 
heißt es in der vom Niedersächsischen Landtag verabschiedeten Entschließung. 
Bis weit in die 1980er Jahre habe »die Jagd auf vermeintliche >Radikale< das 
politische Klima vergiftet«: »Statt Zivilcourage und politisches Engagement zu 
fordern, wurde Duckmäuserturn erzeugt und Einschüchterung praktiziert.« 

Ohne die jahrelange Arbeit der »Initiative gegen Bemfsverbote« wäre diese Ent­
schließung wohl nie entstanden. Deshalb war es folgerichtig, dass die Regiemngs­
beauftragte ihr erstes Arbeitsgespräch mit dieser Gruppe ftihrte. Die Initiative ver­
netzt Betroffene bundesweit. Unter der Federfuhnmg der beiden Pädagogen Cornelia 
Booß-ZiegJing und Matthias Wietzer müht sich die Gmppe mit wachsendem Elfolg, 
über das »Unrecht« (Rübke) aufzuklären. Mehrere tausend Besucher im In- und Aus~ 
land haben bereits die von der Initiative konzipierte Wanderausstellung »>Vergessene< 
Geschichte - Bemfsverbote. Politische Velfolgung in der BLmdesrepublik Deutsch­
land« gesehen. Diese Ausstellung, die zur Zeit im DGB-Haus in Stuttgart und ab 
21. Februar auch im Kulturzentrum »Fabrik K 14« in Oberhausen zu sehen ist, stellt 
den »Radikalenerlass« in die reaktionäre Tradition der »Karlsbader Beschlüsse« von 
1819 gegen »revolutionäre Umtriebe, demagogische Verbindungen und geistige Vor­
bereitungen des Umsturzes« und des »Sozialistengesetzes« von 1878. 

Zu den Fordenmgen der Initiative gehört auch ein Aspekt, der im Landtags­
beschluss fehlt: Nicht nur moralisch und rechtlich seien die Leidtragenden des 
Erlasses zu rehabilitieren, auch materiell fur die erlittenen Benachteiligungen. 
Das fordern auch die Gewerkschaften. In einer Stellungnahme des DGB-Bezirks 
Niedersachsen- Bremen-Sachsen-Anhalt an den Landtag heißt es, Niedersachsen 
solle einen »Entschädigungsfonds« finanzieren, um beispielsweise erlittene Ein­
bußen bei Renten und Pensionen auszugleichen. 
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Ob Rübke, die weisungsfrei und mit wissenschaftlicher Begleitung arbeitet, auch 
dazu Vorschläge machen wird, ist offen. Im Dezember will sie iillen Bericht vor­
legen. Wenigstens eine »Härtefallregelung« müsse es geben, meint Rolf Günther. 
Ihn überf,illt manchmal ein »Gefühl der Angst«, »weil ich weiß, wie schnell es 
geht, dass man außerhalb des Rechts gestellt wird«. 

Infos zu Ausstellungsterminen: www.berufsverbote.de/index.php/Ausstellung­
Vergessene-Geschichte.html 

Winfried Wolf Die Bilanz des Herrn G. 

Herr G. verfasste am 31. Januar einen Abschiedsbrief an die Bahnbelegschaft, der 
mit den Sätzen endet: »Ich bedanke mich bei Ihnen für die tolle Zusarrunenarbeit. 
Ich habe mit großer Leidenschaft und Freude dieses Unternehmen als Vorstands­
vorsitzender fast acht Jahre lang geführt.« 

Unsere Frage lautet: Aber wohin hat Herr G. den Bahnkonzern denn »fast acht 
Jahre lang geführt«? Und im Widerspruch zu den leisen und lauteren Lobpreisun­
gen der Taten dieses Herrn, stelle ich fest: Hen G. hat das zerstörerische Werk 
der Herren Heinz Dürr und Hartmut Mehdorn fortgesetzt, drei Bahnchefs aus der 
Daimler-Kaderschmiede. Alle waren sie als Abrissbirne unterwegs. Wobei ein­
gestanden sei: Herr G. war die freundlichste aller Abrissbirnen. Anders als sein 
grimmgesichtiger Vorgänger verkaufte er alle Bösartigkeiten immer mit einem 
Lächeln im Gesicht. 

Tatsächlich aber setzte er das zerstörerische Werk bei der Bahn fort. Und dies 
auf zehn Ebenen: (I) Entgegen den Behauptungen des Herrn G. wurde in seiner 
Ära (2009-2017) der Abbau des Brot- und Buttergeschäfts fortgesetzt. Für 3,5 
Milliarden Euro wurden im Ausland Unternehmungen hinzugekauft. Inzwischen 
liegt der Anteil des bahnfernen Geschäfts im Bahnkonzern bei 50 Prozent. (2) 
Unter dem Herrn G. wurde. 2015/16 versucht, das Projekt Bahnprivatisierung zu 
beleben, indem bei den beiden strategischen Bahntöchtern Schenker Logistics 
und Arriva Heuschrecken als Anteilseigner hereingeholt werden sollten. Es wa­
ren Widerstände aus den Bereichen Politik und Gesellschaft, die das Vorhaben 
im Oktober 2016 scheitern ließen. (3) Unter dem Herrn G. hat sich die Krise im 
Schienenpersonenfernverkeill verschärft. Die Normalpreise wurden nochmals um 
20 Prozent angehoben. Gleichzeitig werden Millionen Billigtickets auf den Markt 
geworfen. Bahnfahren ist zunehmend Schnäppchenjägerei. Das schadet dem 
Image der Schiene; Kannibalisierung bringt auch ein finanzielles Minus. Vor allem 
wendet sich die Stammkundschaft ab. Die Zahl der BahnCard50-Besitzer sank im 
Zeitraum 2009 bis 2016 von 1,7 Millionen auf 1,25 Millionen. (4) In der G-Ära 
wurde die Nachtzugsparte zuerst auf Verschleiß gefahren und am 11. Dezember 
2016 komplett aufgegeben - nach mehr als 120 Jahren Tradition und trotz sehr gu­
ter Auslastung und einem deutlichen Fahrgastplus 2016. (5) Unter Herrn G. geriet 
der Schienengüterverkehr in die Existenzkrise. Im vergangenen Herbst wurde die 
Schließung weiterer 173 Güterbahnhöfe und der Abbau von 2000 Beschäftigten 
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